
oder Bilder, doch deren Erlös erhält zu 80% der
Künstler. Wir sind jetzt gezwungen, von den Ausstel-
lern eine Beteiligung am Verkaufspreis zu verlangen,
um über die Runden zu kommen. Damit will ich
nichts gegen die Theaterverwaltung an sich sagen,
die Leute sind sehr zuvorkommend. Doch die Politik,
die hier die Stadtoberen betreiben, ist für gemeinnüt-
zige Kulturvereine katastrophal. Eine solche Politik
verfolgt nicht einmal die kleinste Gemeinde in
Frankreich (Thionville, Vaison-la-Romaine). Wir
müssen 224 000 Franken ausgeben für eine Verschö-
nerung des Theaters, von der ja auch die übrigen
Theaterbesucher profitieren; wir fragen keinen Ein-
tritt zur Ausstellung.

Und letzte Woche erhielten wir den Brief der Stadt-
verwaltung, daß 1995 die Richtlinien dieselben sein
werden wie 1994. Was soll also das Gerede von sei-
ten des Kulturministeriums, daß die Räume für die
von der a.s.b.l. 1995 zurückbehaltenen Projekte gra-
tis zur Verfügung stehen? Wir müssen innerhalb von
zwei Wochen die Räume reservieren, sonst stehen sie
uns 1995 nicht zur Verfügung.

Ralph Hoffelt: Und fiir eine Ausstellung, für die die
Stadt einen Zuschuß von 12 000 Franken bezahlt, ar-
beiten wir während drei bis vier Wochen von mor-

gens bis abends im Theater. Da stimmt doch etwas
nicht. Für 1995 sollen wir von der a.s.b.l. einen Zu-
schuß von 200 000 Franken erhalten. Der würde
komplett für die Raummiete aufgefressen. Wir woll-
ten damit aber die Kataloggestaltung verbessern; ein
Katalog kostet rund eine Million. Anfangs war sogar
nur vorgesehen, daß die a.s.b.l. 1995 einen neuen
Preis von 100 000 Franken für den besten Künstler
stiftet. Das wollten wir aber nicht, weil wir nie Preise
verliehen haben. Die Künstler kommen nicht deswe-
gen nach Luxemburg.

"forum": Was erhaltet ihr vom Kulturministerium.

Jean Fetz: Das zahlt uns seit Jahren einen Zuschuß
von 70 000 Franken. Seit fünf Jahren gibt es von der
Seite keine Probleme. Aber diesmal können wir nicht
bis zur Vernissage warten, um dann den Politikerin-
nen wieder die Hand zu schütteln. Kulturträger müs-
sen bei der Vermietung des Theaters anders behan-
delt werden als Firmen, die dort ein Bankett oder ei-
nen Tanzabend veranstalten.

"forum": Besten Dank fiir das Gespräch.

Das Gespräch wurde am 7.6.1994 aufgezeichnet.

Plädoyer für historische
Grundlagenf rschung

Ez:sprochung von R. Viageners Buch zum Fvauenwahlrecht

Auf knapp 120 Seiten geht die Journalistin und Ge-
meinderätin Renée Wagener der Frage nach, ob das
Wahlrecht den luxemburgischen Frauen im Jahre
1919 wie eine frühreife Frucht zufiel, und gelangt zur
Schlußfolgerung, daß es nicht das Ergebnis eines Be-
mühens der Betroffenen selbst war und sie in dem
Sinne unvorbereitet traf als es nicht das Resultat ei-
nes Prozesses der politischen Bewußtseinsbildung
war.

Insofern ist es konsequent, wenn Renée Wagener
sich vornimmt, zunächst die wirtschaftliche und ge-
sellschaftliche Stellung der luxemburgischen Frau
zwischen 1815 und 1919 zu beleuchten, dann eine
Standortbestimmung der Frauen im politischen Kräf-
tespektrum Luxemburgs im 19. Jahrhundert skiz-
ziert, bevor sie auf die eigentliche Zuerkennung des
Wahlrechts zu sprechen kommt. Interessant auch,
daß sie einen Ausblick zu geben versucht, wie die
Frauen mit dem Wahlrecht umgingen und ob das
Versäumte nachgeholt wurde. Desweiteren lobens-
wert und gar nicht selbstverständlich, daß sie in ei-
nem Exkurs eine andere Autorin zu Wort kommen
läßt, die sich mit dem gleichen Thema beschäftigt
hat.

Ein Vergleich mit dem Ausland, der umso interes-
santer gewesen wäre a Is die luxemburgischen Frauen
ungleich früher in den Genuß dieses politischen
Grundrechts kamen als ihre ausländischen Ge-
schlechtsgenossinnen, hätte den Rahmen der gesetz-
ten Arbeit gewiß gesprengt. Leider fallen die verein-
zelten Hinweise auch recht dürftig aus und finden
ihren Niederschlag in der Hauptsache aufsieben Sei-
ten in einem lapidar betitelten Unterkapitel "Einfluß
der Nachbarländer auf die luxemburgische Frauen-
wahlrechtsdiskussion". Die in den Fußnoten ange-
führte Sekundarliteratur läßt glauben, die Autorin
hätte zu der Lage in den Ländern Frankreich, Belgien
und Deutschland jeweils nur eine Arbeit konsultiert.
Hinweise zu einer allgemeineren, weiterführenden
theoretischen Literatur fehlen. Sie hätten dazu beitra-
gen können, das luxemburgische Fallbeispiel aus
dem Anekdotenhaften herauszuheben und die Liik-
ken in der luxemburgischen Forschungslage zu
len.

Ein Verdienst der Autorin, die dabei ist, so die bio-
graphische Notiz, "im Hauptstudium des Magister-
studiengangs Sozialwissenschaften, Geschichte und
Neuere Deutsche Literaturwissenschaften" zu stu-
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dieren, besteht sicher da rin, eine der ersten zu sein,
die sich an ein interessantes und ergiebiges Kapitel
der huxemburgischen Geschichte heranwagt. Wenn
an dieser Stelle von Wagnis die Rede ist, dann nicht,
weil es sich um ein brisantes Thema handelte, son-
dern weil der ideengeschichtlich inte ressierte Histo-
riker des 19. Jahrhunderts im luxemburgischen Be-
reich auf keinerlei wissenschaftliche Vorarbeiten zu-
rückgreifen kann. So kann der Hauptvorwurf, den
man der Arbeit Renée Wagners machen kann, näm-
lich über weite Strecken ein oberflächliches bis irre-
führendes Bild zu bieten, die Autorin nur am Rande
treffen. Pauschale Begriffe wie die der "demokrati-
schen Bewegungen des 19. Jahrhunderts" und der
"fortschrittlichen und konservativen Kräfte" (S.15)
wären sicher vermieden worden, wenn für das 19.
Jahrhundert brauchbare ideengeschichtliche Unter-
suchungen vorlägen. Welcher noch so inte ressierte
Leser von heute weiß beispielsweise, daß sowohl in
Wahlrechtsfragen als auch was soziale Forderungen
anbelangte, die von den Ideen Lamennais' inspirierte
ultramontane Kirche, die in dem im Zuge der 1848er
Unruhen aus Luxemburg vertriebenen Provikar Jo-
han Theodor Laurent ihren ehrwürdigen Vertreter
fand, im heutigen Sinn, weit "fortschrittlicher" und
"demokratischer" war, als etwa die oranientreue
Richtung der sogenannten "Liberalen", wie sie der
spätere Staatsminister De Tornaco sehr gut verkör-
perte. Das heute als konservativ geltende "Luxem-
burger Wort" wurde 1848 gerade im Zuge der neu
gewonnenen, leider kurzlebigen Presse- und Ver-
sammlungsfreiheit als Sprachrohr der unteren sozia-
len Schichten gegründet und machte sich anfänglich
zur Aufgabe sich in einer Zeit, da diese Menschen
von der politischen Einflußnahme ausgeschlossen
waren, für "Wahrheit und Recht" einzusetzen. Nicht
umsonst gebrauchten die verantwortlichen Redak-
teure die deutsche Sprache, die die Spalten auch den
nur über eine Grundschulausbildung verfügenden
Ungebildeten zugänglich machten. Man bedenke,
daß die französische Sprache des "Courrier de la Vil-
le et du Grand-Duché de Luxembourg" erst 1843 als
Grundschulpflichtfach eingeführt worden war.

Darüber hinaus unterlaufen Renée Wagener auch
sprachliche und inhaltliche Schnitzer wie der "Qua-

si-Putsch" von 1856 (S. 17). Die polemische, auf den
ersten Blick nichts zum Thema der Arbeit beitragen-
de Aussage, daß "laut offizieller Geschichtsschrei-
bung" 1839 die Unabhängigkeit Luxemburgs "be-
ginnt" (S.16), hätte ebenso eine erklärende Fußnote
verdient wie die "revolutionären Umtriebe" des Jah-
res 1919 (S.82). Deutliche und überprüfbare Hinwei-
se auf die benutzten Quellen hätten das Vertrauen des
Lesers in die Glaubwürdigkeit der Aussagen ver-
stärkt.

Nichtsdestoweniger und trotz einer Reihe von inhalt-
lichen und formalen Mängeln bleibt die Arbeit von
Renée Wagener ein lesenswertes Buch, das den An-
sporn liefern sollte, doch endlich die Grundlagenfor-
schung zu betreiben, unter deren Nichtvorhanden-
sein themenspezifische Arbeiten wie die Renée Wa-
geners immer wieder leiden und deren internationale
wissenschaftliche Anerkennung solcher Mangel er-
schwert.

Marie-Paule Jungblut

Zujev Victor
in: Cartoons 1992

Dürfen Bischöfe Fehler
machen?

Aus gegebenem Anlaß war diese Frage bereits im
Oktober 1991 gestellt und e benfalls ein Antwortver-
such gewagt worden. Da nun Johannes Paul II. mit
seinem Schreiben «Sacerdotalis ordinatio» einen
neuen Anlaß für diese Frage gegeben hat, sei der da-
malige Antwortversuch den Lesern von «forum»
nicht länger vorenthalten:

Warum sollen Bischöfe eigentlich keine Fehler ma-
chen dürfen? Sie sind doch auch nur Menschen. Ge-
nießen den Schutz der Menschenrechte. Können des-

halb nicht wegen des erstbesten Fehltritts geköpft
werden. Ich glaube nicht, daß irgendein Mitteleuro-
päer das bestreitet.

Halt! Stopp! Dürfen Menschen eigentlich Fehler ma-
chen? Waren wir nicht etwas voreilig mit unserer
Antwort, Bischöfe dürften Fehler machen, wie ande-
re Menschen auch?

Naja! Beim näheren Zusehen und bei schärferem
Nachdenken .... Woher nimmt das Lehrpersonal sich
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